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Begründung zur Satzung Bebauungsplan Nr. 1a
Meiningen „Gewerbegebiet Dreißigacker -Ost“ - 1. Änderung

1. Allgemeine Planangaben

Vorhaben: Bebauungsplan Nr. 1a mit integriertem Grünordnungsplan
Meiningen, „Gewerbegebiet Dreißigacker Ost - 1.Änderung“

Auftraggeber: Stadt Meiningen

Planungsbüro: sthp GmbH Suhl

Bundesland: Freistaat Thüringen

Landkreis: Schmalkalden-Meiningen

Stadt: Kreisstadt Meiningen, Ortsteil Dreißigacker

Gesamtfläche: 12,946 ha

Höhenlage: ca. 440 m über NHN

2. Anlass - Ausgangssituation

Im Juni 1990 fasste die Stadt Meiningen den Beschluss, ein Gewerbegebiet in Meiningen, Ortsteil

Dreißigacker, auszuweisen. Der entsprechende Bebauungsplan wurde unter der Bezeichnung

„Gewerbegebiet Dreißigacker“ aufgestellt und wurde mit Datum vom 28.04.2004 rechtskräftig.

Das Gewerbegebiet Dreißigacker in den Grenzen des Bebauungsplanes ist größtenteils belegt.

Somit wurde mit Stadtratsbeschluss vom 07.07.1998 eine Erweiterung des Gewerbegebietes mit

der Erstellung des Bebauungsplanes „Dreißigacker Ost“ eingebracht. Um weitere Gewerbeflächen

für Interessenten anbieten zu können, erfolgte durch die Stadt Meiningen die Aufstellung des Be-

bauungsplanes Dreißigacker Ost. Der entsprechende Satzungsbeschluss durch den Stadtrat der

Stadt Meiningen erfolgte am 03.06.2003. Der Bebauungsplan wurde nach Genehmigung durch

die zuständige Behörde als rechtskräftig erklärt.



Straßen-, Tief -und Hochbauprojektierung GmbH (sthp) Suhl März 2024
Erich-Krempel-Straße 12, 98527-Suhl

                                                                                                                                                      Seite 2

Von den Flächen des genehmigten Bebauungsplanes „Dreißigacker Ost“ von 2003 existieren le-

diglich für das Flurstück 217 (GE/e 1 B, Bestandteil des ehemaligen Agrarkomplexes) noch keine

Planungen für eine künftige Nutzung. Dies ist vor allem dem Umstand geschuldet, dass hier eine

größere Erbengemeinschaft der Eigentümer ist. Alle anderen Teilflächen befinden sich bereits in

gewerblicher Nutzung, bzw. sind verkauft und es bestehen konkrete Planungen und Absichten.

Durch Verkauf der Grundstücksflächen 715/1 und 715/3 an den Eigentümer der südwestlich an-

grenzenden Grundstücksfläche 756/149 zur Firmenerweiterung war die Erschließung der südlich

gelegenen Fläche 715/5 nicht mehr wie geplant möglich, so dass die Schaffung einer Verkehrs-

anbindung zur Berkeser Straße notwendig wurde.

Der rechtskräftige Teilbebauungsplan „Verkehrsflächen Meiningen – Dreißigacker“ vom

02.09.1993 beinhaltet den Verlauf der Berkeser Straße und damit auch den Teilbereich, welcher

innerhalb des Geltungsbereiches des Gewerbegebietes Dreißigacker Ost – 1. Änderung für einen

Kreuzungsausbau vorgesehen wird.

Die Stadt Meiningen verfügt über keine ausreichende Anzahl von freien Kapazitäten an Gewerbe-

flächen in einer Größenordnung von 0,5 bis 2,0 ha. Aufgrund der aktuellen Bedarfssituation erfolgt

die Änderung des rechtsgültigen Bebauungsplanes unter der Bezeichnung Bebauungsplan Nr.
1a, Meiningen, „Gewerbegebiet Dreißigacker Ost - 1. Änderung durch die südliche Erweite-

rung bis zur Berkeser Straße. Der genehmigte Bebauungsplan Dreißigacker Ost vom 03.06.2003

soll damit durch die vorgenannte aktuelle Planung ersetzt werden.

Hinsichtlich der ingenieurtechnischen Erschließung und der Straßenführung der neuen Erschlie-

ßungsstraße erweist es sich als sehr sinnvoll, hier die zu errichtende Infrastruktur für diese Ge-

werbefläche mitzunutzen (erhebliche Synergieeffekte), die betroffene Grundstücksfläche ist be-

reits im Besitz der Stadt Meiningen. Abgesehen von dem allgemein bestehenden Bedarf an Ge-

werbeflächen in Meiningen verringert die Hinzunahme der GE/e 4 die Erschließungskosten je

Flächeneinheit und verbessert damit die Vermarktungsbedingungen für das gesamte Gewerbe-

gebiet.

Eine alternativ weitere landwirtschaftliche Nutzung führt zumindest teilweise (Westteil) zur Ent-

stehung einer Splitterfläche. Außerdem lässt die Einordnung als Grünfläche den Schluss zu, dass

eine dauerhafte landwirtschaftliche Nutzung keiner großen Priorität unterliegt, denn sonst würde

der FNP auch eine solche ausweisen.
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Die Abgrenzung des Geltungsbereiches auf der Ostseite ist im nördlichen Teil des Bebauungspla-

nes identisch mit dem benachbarten B-Plangebiet „Am Holunderstrauch“. Dies stellt sich ein-

schließlich des durchgehenden Grünzuges (Schutzstreifen zwischen Wohn- und Gewerbegebiet)

bereits im genehmigten Bebauungsplan Gewerbegebiet Dreißigacker Ost von 2003 dar. Im Zuge

der 1. Änderung des Bebauungsplanes mit der südlichen Erweiterung wurden Grünzug und Ge-

werbefläche geradlinig verlängert, um auch hier eine Schutzwirkung durch den Grünzug zu erzie-

len und die immissionsschutzrelevanten Abstände zur Wohnbebauung einzuhalten.

Nördlich des TEGUT Marktes bzw. des Wohn- und Geschäftshauses wurde die Gewerbefläche

GE/e 4 eingeordnet, um einen nachvollziehbaren Abschluss der zu bebauenden Flächen zu erzie-

len. Auf einer Fortsetzung des Grünzuges wurde aufgrund der großen Entfernung zum Wohnge-

biet und zugunsten des mittelfristigen Fortbestandes der angrenzenden Landwirtschaftsflächen

verzichtet.

3. Ziel und Zwecke der Planung

Folgende städtebaulichen Ziele sollen mit der Erarbeitung und Änderung des Bebauungsplanes

erreicht werden:

- geordnete Erschließung und Bebauung

- städtebauliche Neuordnung der bislang landwirtschaftlich genutzten Bereiche (Stallungen,

Lagerhallen, Silo usw.)

- Schaffung der Verträglichkeit mit benachbarter Wohnnutzung - Ausschluss störintensiver

Gewerbenutzungen

- Anlegen eines Grüngürtels als Abschirmung zur vorhandenen und geplanten Wohnbebau-

ung des Wohngebietes „Holunderstrauch“

- verkehrliche Anbindung der neu zu errichtenden Gewerbeflächen durch eine neue Erschlie-

ßungsstraße

- Umbau der Einmündung der Straße „Am Weißbachtal“ auf die Berkeser Straße (Umbau als

Kreuzung mit Anbindung an die neu zu erschließenden Gewerbeflächen)

4. Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Das Gebiet des Bebauungsplanes Nr. 1 a „Dreißigacker - Ost“ wird im Norden durch die Herpfer

Straße  bzw. durch das dahinter angrenzende Mischgebiet, im Osten durch den Bebauungsplan

Nr. 5  Allgemeines Wohngebiet „Am Holunderstrauch“ , im Süden durch die Berkeser Straße bzw.

dem Einmündungsbereich der Straße „Am Weißbachtal“ auf die Berkeser Straße (dieser ist als
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Kreuzung mit Anbindung an die neu zu erschließenden Gewerbeflächen umzugestalten), durch

den vorhandenen TEGUT- Markt  und dem vorhandenen vorhabenbezogenen Bebauungsplanes

Nr. 12 „Wohn- und Geschäftshaus an der Berkeser Straße (L 2621), sowie im Westen durch die

Gewerbeflächen des Bebauungsplanes  Gewerbegebiet „Dreißigacker“, eingegrenzt.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst eine Gesamtfläche von 12,946 ha.

5. Aufstellungsverfahren

Der ursprüngliche Bebauungsplan Nr. 1a „Gewerbegebiet Dreißigacker“ wurde mit Datum vom

28.04.2004 rechtskräftig. Am 07.12.2004 wurde vom Stadtrat der Stadt Meiningen ein Beschluss

(Beschluss-Nr. 45/05/2004) zur Änderung der bauordnungsrechtlichen Festsetzungen, Dachform

und Dachneigung gefasst. Mit dem Beschluss über die Billigung der neuen Entwurfsplanung in der

Fassung vom 01.02.2005 (Beschluss-Nr. 62/07/2005) wurde die Öffentlichkeit gemäß § 13 Abs. 2

Satz 2 BauGB sowie die Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß § 13 Abs. 2 Satz 3

BauGB im Vereinfachten Verfahren beteiligt.

In der Zwischenzeit wurden keine Aktivitäten am Bebauungsplan selbst vorgenommen.

Ab 2008 ging es mit Untersuchungsvarianten zur verkehrstechnischen Erschließung (Anbindung

an die Berkeser Straße) weiter, die Vorzugsvariante wurde dann als Grundlage für die Weiterfüh-

rung des B-Plans (mit der erheblichen Vergrößerung des Geltungsbereiches) verwendet. Auf

Grund des Bedarfs an weiteren Gewerbeflächen und der teilweise nicht zufriedenstellenden Er-

schließungssituation wurde eine Erweiterung der vorhandenen Gewerbeflächen im Ortsteil Drei-

ßigacker erwogen.

Am 02.02.2010 fasste der Stadtrat der Stadt Meiningen einen neuen Änderungsbeschluss (Be-

schluss-Nr. 63/07/2010). Der Titel des Bebauungsplans Nr. 1a „Gewerbegebiet Dreißigacker-Ost“,

1. Änderung der Stadt Meiningen wurde beibehalten, da die im Jahr 2005 beschlossene Änderung

nicht zur Rechtskraft gelangt ist und mit dem neuen Beschlussvorschlag die Ziele und Inhalte der

Planung geändert werden sollten. In selbiger Stadtratssitzung wurde der Billigungsbeschluss vom

01.02.2005 mit der Beschluss-Nr. 62/07/2005 aufgehoben. Die überarbeitete Planfassung mit

Stand Oktober 2011 wurde mit Beschluss vom 14.03.2012 (Beschluss-Nr.104/2012) gebilligt. Eine

Träger- und Öffentlichkeitsbeteiligung dieses Planstands hat nicht stattgefunden.

Mit einem neuen Vorentwurf erfolgte die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs.

1 BauGB und der Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB.
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Die Beschlussfassung zur Billigung der neuen Entwurfsplanung in der Fassung Mai 2018 erfolgte

am 20.06.2018 (Beschluss-Nr. 245/54/2018). Dieser wurde im Zeitraum vom 03.09.2018 bis

05.10.2018 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegt. Parallel hierzu erfolgte die Beteiligung

der Behörden nach § 4 Abs. 2 BauGB. Die hieraus hervorgegangenen Anregungen und Bedenken

flossen nach der Beteiligung in die überarbeitete Fassung des Bebauungsplanes Nr. 1a „Gewer-

begebiet Dreißigacker-Ost“, 1. Änderung ein.

Der Stadtrat der Stadt Meiningen fasste am 04.12.2018 den Abwägungs- und Satzungsbeschluss

mit dem Planstand August 2018. Aufgrund von fehlenden Unterlagen und inhaltlichen Mängeln

wurde der Antrag auf Planungsgenehmigung beim Landratsamt Schmalkalden-Meiningen vom

24.09.2019 seitens der Stadt Meiningen wieder zurückgezogen.

Der vom Stadtrat der Stadt Meiningen in seiner Sitzung am 01.12.2020 (Beschluss-Nr.:

135/13/2020) zur Auslegung bestimmte Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 1a Gewerbegebiet

„Dreißigacker- Ost“, 1. Änderung der Stadt Meiningen Fassung vom November 2020 wurde dann

nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegt und die Behörden nach § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt.

Bei der Einholung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange

vom 26.01.2021- 05.03.2021 forderte die Untere Immissionsschutzbehörde eine Überarbeitung

der Schallimmissionsprognose, da die vorliegende Schallimmissionsprognose in der Fassung vom

06.04.2018 nicht mehr den maßgeblichen Verordnungen, Technischen Richtlinien und Normen,

die die Lärm-Kontingentierung betreffen, entsprochen hat. Es sollten für die innerhalb des Plange-

bietes geplanten Gewerbeflächen Emissionskontingente ermittelt werden, mit denen sichergestellt

wird, dass an angrenzender schutzwürdiger Bebauung die jeweils heranzuziehenden Immissions-

richtwerte der TA-Lärm nicht überschritten werden. Die Forderung des LRA war insbesondere, die

Geräuschvorbelastung aus dem vorhandenen Nahversorger und dem bereits ansässigen Betrieb

zu ermitteln und bei der Ermittlung der zulässigen Zusatzbelastung entsprechend zu berücksich-

tigen. Auf Grundlage der neuen Schallimmissionsschutzprognose sind auch die textlichen Fest-

setzungen zum Thema Schallimmissionsschutz mit der Unteren Immissionsschutzbehörde und

der Kreisplanung vorabgestimmt worden. Die Planzeichnung wurde den aktuellen Gegebenheiten

durch den Planer angepasst. Das Mischgebiet (Gelände Nahversorger) wurde aus Gründen des

Schallimmissionsschutzes aus dem Umgriff rausgenommen. Alle erschließenden Flächen werden

in der Nutzungsart Gewerbebetrieb / eingeschränkt festgesetzt. Die eingeschränkte Ausweisung

ist aus städtebaulicher Sicht im Sinne einer abgestuften bzw. wohnumfeldverträglichen Nutzung

(hier Wohngebiet „Holunderstrauch“) zwingend erforderlich. Nach Abstimmung mit der Kreispla-

nung, der Unteren Immissionsschutzbehörden und dem Planer wurden im gesamten
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Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 1a „Gewerbegebiet Dreißigacker Ost“, 1. Änderung die

nach § 8 Abs 3 Nr. 1 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Wohnungen als unzulässig festgesetzt

(§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO).

Der neue Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 1a Gewerbegebiet „Dreißigacker- Ost“,

1. Änderung, in der Fassung Mai 2023 wurde am 06.06.2023 vom Stadtrat gebilligt (Beschluss-

Nr.: 328/035/2023). Es folgte die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und ana-

log dazu die Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange mit Frist zur Stellungnahme

bis 04.08.2023. Die daraus resultierenden Hinweise wurden berücksichtigt und entsprechend in

den Planentwurf des Bebauungsplanes der letzten Fassung übernommen.

6. Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Stadt Meiningen sieht für die Erweiterungsfläche

GE/e 4 teilweise eine Grünfläche vor, so dass damit dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 1 BauGB

nicht entsprochen wird. Gleichwohl kann der Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 4 Satz 1 BauGB als

vorzeitiger Bebauungsplan aufgestellt werden, da dringende Gründe dies erfordern und der Be-

bauungsplan der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung des Gemeindegebiets nicht entge-

gensteht.

Wie sich aus den Ausführungen unter Ziffer 2 ergibt, besteht in Meiningen ein großer Bedarf an

gewerblich nutzbaren Grundstücken gerade für kleinere Unternehmen mit einem Flächenbedarf

bis zu ca. 2 ha. Dementsprechend sind mehrere Unternehmen auf die Schaffung von Baurecht im

Bereich der zusätzlichen Flächen GE/e 2.1, 3 und 4 dringend angewiesen bzw. beabsichtigen

Unternehmen städtische Flächen zu erwerben, sofern Baurecht besteht. Für die bereits ausgewie-

senen Flächen GE/e 1 und 2 gibt es Wünsche von den dort bereits ansässigen Unternehmen, sich

am Standort zu erweitern. Dafür ist es wichtig, dass rechtzeitig vor Durchführung von Genehmi-

gungsverfahren die Festsetzungen zum Immissionsschutz wirksam sind.

Die zusätzlichen gewerblichen Flächen arrondieren das bereits bestehende Gewerbegebiet in

Richtung Osten bzw. schließen sich an das bestehende Gewerbegebiet an, so dass die Planung

einer geordneten städtebaulichen Entwicklung entspricht. Ein entsprechendes Verfahren zur Än-

derung des FNP ist bereits eingeleitet worden.
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Schließlich betrifft die Abweichung vom Flächennutzungsplan nur einen kleinen Teilbereich von

ca.1,175 ha des gesamten B-Plans, der einen Umgriff von 12,946 ha aufweist.

7. Planinhalt

Der derzeitige Bestand beinhaltet im Bereich der vorgesehenen Gewerbefläche GE/e 1 zwischen

Herpfer Straße und Bettenhäuser Straße ehemalige landwirtschaftliche Zweckbauten, welche

nicht oder nicht mehr genutzt werden. Ein Großteil der auf dieser Fläche vorhandenen Gebäude,

Ställe, Silos, Zufahrten und sonstigen baulichen Anlagen wurden bereits abgerissen bzw. sind zum

Abriss vorgesehen. Teilweise erfolgte auch bereits ein Umbau bzw. eine Umnutzung der Gebäude.

Der westliche Teil dieser Fläche (Flurstücke 756/223 und 756/224) wurde bereits an den westlich

angrenzenden Eigentümer (Backhaus Nahrstedt) zwecks Firmenerweiterung veräußert.

Die Flächen südlich der Bettenhäuser Straße bis zur Berkeser Straße werden derzeit landwirt-

schaftlich genutzt (Acker, Wirtschaftswiesen). Diese Nutzungen entfallen künftig ebenfalls. Infolge

einer Firmenerweiterung wurden innerhalb des Geltungsbereiches des rechtskräftigen Bebau-

ungsplanes von 2003 die Flurstücke 715/1 und 715/3 gebildet und veräußert und unterdessen

bereits teilweise bebaut (Teilfläche GE/e 2.2). Dadurch ist eine verkehrliche Anbindung des dahin-

terliegenden Flurstückes 715/5 (Teilfläche der GE/e 2.2) von der Bettenhäuser Straße nicht mehr

möglich. Die verkehrliche Anbindung der neu zu errichtenden Gewerbeflächen GE/e 3, GE/e 4,

GE/e 2.1 und der Teilfläche GE/e 2.2 erfolgt deshalb durch eine neue Erschließungsstraße von

der Berkeser Straße und endet mit einem abschließenden Wendekreis.

Art der baulichen Nutzung gemäß § 9 Abs. 1, Nr. 1 BauGB und § 8 BauNVO

GE/e Gewerbegebiet eingeschränkt, zulässig sind nur Gewerbebetriebe, die das Wohnen nicht

wesentlich stören

Im Geltungsbereich werden auf den Gewerbeflächen Photovoltaik- Freiflächenanlagen und Ein-

zelhandelseinrichtungen als zulässige Nutzungen ausgeschlossen.

Die nach § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Wohnungen sind im gesamten

Geltungsbereich des Bebauungsplans unzulässig (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO).

Alle zu erschließenden Flächen werden in der Nutzungsart Gewerbegebiet / eingeschränkt) fest-

gesetzt. Der Zusatz eingeschränkt (e) ist auf die immissionsschutzrechtlichen Erfordernisse zurück
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zu führen (siehe Punkt 6.). Da es sich um den Abschluss der Gewerbegebiete Dreißigacker bzw.

Dreißigacker Ost 1. Änderung zu den östlich angrenzenden Wohnflächen der Ortslage Dreißig-

acker (insbesondere das Wohngebiet „Holunderstrauch“) handelt, ist die eingeschränkte Auswei-

sung aus städtebaulicher Sicht im Sinne einer abgestuften bzw. wohnumfeldverträglichen Nutzung

zwingend erforderlich.

Maß der baulichen Nutzung gemäß § 9 Abs. 1, Nr. 1 BauGB § 16 bis 20 BauNVO

Zahl der Vollgeschosse Hallen mit angeschlossenen Büroräumen I

Hallen mit Büroräumen im Obergeschoss  II

Bürogebäude II

Hallen ohne Büroräume I

Grundflächenzahl 0,6

Geschossflächenzahl 1,2

Die maximale Gebäudehöhe beträgt ausgehend von der festgelegten Traufhöhe 8 m.

Die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen wurden mit der angrenzenden Bebauung und

den Festsetzungen der entsprechenden Bebauungspläne abgeglichen. Die maximale Gebäude-

höhe wird mit 8,0 m festgesetzt. Bis zu einem bestimmten Radius von der Wetterstation von 175

m gilt ebenfalls eine reduzierte Bauhöhe von 8,0 m, so dass keine gesonderte Ausweisung inner-

halb des Geltungsbereiches erforderlich ist. Die Anzahl der maximal möglichen Vollgeschosse

beträgt 2.

Höhenbezugspunkte zur Bestimmung der Traufhöhen, bezogen auf die jeweilige Gebäudemitte

auf den einzelnen Bauflächen, wurden ausgehend von den vorhandenen Geländehöhen definiert

und in die Festsetzungen aufgenommen. Die im Geltungsbereich vorhandenen bzw. teils erheb-

lichen Höhenunterschiede und Geländeneigungen wurden hierbei berücksichtigt.

Die Oberkante Fußboden des Erdgeschosses darf maximal 0,25 m über den Höhenbezugspunk-

ten liegen.

Es sind folgende Begrenzungen für die einzelnen Bauflächen hinsichtlich durchzuführender Ge-

länderegulierungen im Zusammenhang mit der Errichtung großflächiger Gebäude festzusetzen:

GE/e 1 Gewerbegebiet  (GFZ 0,6) maximal 1,0 m Auf- und Abtrag

GE/e 2.2  Gewerbegebiet  (GFZ 0,6) maximal 1,5 m Auf- und Abtrag

GE/e 2.1  Gewerbegebiet  (GFZ 0,6) maximal 1,5 m Auf- und Abtrag
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GE/e 3 Gewerbegebiet  (GFZ 0,6) maximal 1,0 m Auf- und Abtrag

GE/e 4 Gewerbegebiet  (GFZ 0,6) maximal 1,0 m Auf- und Abtrag

Im Geltungsbereich werden auf den Gewerbeflächen Photovoltaik- Freiflächenanlagen und Ein-

zelhandelseinrichtungen als zulässige Nutzungen ausgeschlossen.

Es sind auf einer Gesamtfläche von 12,9461 ha  insgesamt 8,7725 ha für neue Gewerbeflächen

vorgesehen.  Diese unterteilen sich von Nord nach Süd wie folgt:

GE/e 1 Gewerbegebiet  (GFZ 0,6) 3,2641 ha

GE/e 1A 1,2042

GE/e 1B 2,0599

GE/e 2.2  Gewerbegebiet  (GFZ 0,6) 1,9927 ha

GE/e 2.2A 0,6741

GE/e 2.2B 1,3186

GE/e 2.1  Gewerbegebiet  (GFZ 0,6) 1,7622 ha

GE/e 3 Gewerbegebiet  (GFZ 0,6) 0,5817 ha

GE/e 4 Gewerbegebiet  (GFZ 0,6) 1,1718 ha

Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO

Es wird eine abweichende Bauweise mit einer maximalen Gebäudelänge von 75 m festgesetzt.

Verkehrsanlagen und Zufahrten gemäß § 9 Abs. 1 Nr.11 BauGB

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind öffentliche Straßen und Wege zulässig und erfor-

derlich, sie sind in der Planzeichnung lagemäßig dargestellt. Notwendige Zufahrtbereiche wurden

ebenfalls festgelegt.

Die für Gewerbeansiedlung notwendigen Stellplätze sind auf den Gewerbeflächen in ausreichen-

der Anzahl –Stellplatznachweis nach Thüringer Bauordnung- zur Verfügung zu stellen.

Die Stellplätze sind grundsätzlich mit wasserdurchlässigen Materialien zu befestigen.
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Flächen u. Ver- und Entsorgungsanlagen gemäß § 9 Abs 1 Nr. 13 BauGB und Leitungs-
rechte gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

Die erforderlichen Versorgungsanlagen für Elektrizität, Gas, Wärme und Telekommunikation und

Einrichtungen zur Regenrückhaltung (nur zur Speicherung und nicht zur Versickerung) sind im

Baugebiet zulässig.

Freileitungen sind unzulässig.

Leitungsrechte zugunsten der Stadtwerke Meiningen und von Telekommunikationsunternehmen

wurden festgesetzt und sind im Plan gekennzeichnet.

Das Niederschlagswasser ist in die vorhandenen bzw. im Zuge der Erschließung neu zu errich-

tenden Mischwassersammler über einen Kontrollschacht einzuleiten. Der Kontrollschacht ist auf

privatem Grund anzuordnen und muss für den Betreiber der Abwasseranlage zugänglich sein.

bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 1 Abs.4 S. 1 BauNVO i.V.m. § 88 ThürBO

Dachform und Dachneigung

Hallen: Satteldach mit 10 - 20° Dachneigung oder  Flachdach

Bürogebäude: Satteldach mit 20 - 30° Dachneigung oder Flachdach

Dachüberstand:

an der Traufe max. 0,60 m

am Ortgang max. 0,50m

Fassadengestaltung:

Materialien für Außenwände: Putz in Weißtönen, Schiefer-, Holz- und Metallverkleidungen sind

zugelassen. Fassadenbegrünung – auch teilweise – ist erwünscht.

Vordächer: Holz- und Metallkonstruktion

Werbeanlagen
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   Werbeanlagen, welche die Gebäudegliederung übergreifen, sind unzulässig. Leuchtreklame ist

nur in Form von angestrahlten oder indirekt beleuchteten Schriftzügen zulässig.

Einfriedungen

Einfriedungen sind aus Metall- und Maschendrahtzäunen bis zu einer Höhe von max. 1,80 m zu-

lässig.

Die Zäune sind mit einheimischen Gehölzen zu hinterpflanzen – Wuchshöhe bis max. 2,00 m.

8.   Immissionsschutz

Immissionsschutzrechtliche Festsetzungen/Gliederung gemäß § 1 Abs. 4 Nr.1 BauNVO

Zum Schutz des östlich angrenzenden Wohngebietes Holunderstrauch sind in den Gewerbege-

bietsflächen nur Vorhaben (Betriebe und Anlagen) zulässig, deren Geräusche die folgend aufge-

führten Emissionskontingente nach DIN 45691 weder tags (06:00 Uhr bis 22:00 Uhr) noch nachts

(22:00 Uhr bis 06:00 Uhr) überschreiten.

Konkret sind im Zuge der Schalltechnischen Untersuchung vom 06.04.2023 folgende Emissions-

kontingente L EK für die einzelnen Gewerbeflächen festzusetzen (tags 6.00 h bis 22.00 h nachts

22.00 h – 6.00 h):

GE/e 1 A LEK Tag 56 dB(A) LEK Nacht 51 dB(A)

GE/e 1 B LEK Tag 57 dB(A) LEK Nacht 33 dB(A)

GE/e 2.1 LEK Tag 60 dB(A) LEK Nacht 33 dB(A)

GE/e 2.2 A LEK, Tag 59 dB(A) LEK Nacht 45 dB(A)

GE/e 2.2 B LEK, Tag 58 dB(A) LEK Nacht 33 dB(A)

GE/e 3 LEK, Tag 60 dB(A) LEK Nacht 37 dB(A)

GE/e 4 LEK, Tag 59 dB(A) LEK Nacht 35 dB(A)
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Für die im Bebauungsplan festgesetzten Richtungssektoren A und B erhöht sich das Emissions-

kontingent LEK um folgende Zusatzkontingente LEK,zus,k in dB(A):

Koordinaten ETRS Zusatzkontingent
Teilfläche Richtungssektor Bezugspunkt RW ; HW LEK, zus, k in dB(A)

Tag Nacht
GE/e 1 A

GE/e 1 B

GE/e 2.1 A -235 ° bis 334 ° BP - 1 597876;5601295 4 10

GE/e 2.2 A

GE/e 2.2 B

GE/e 3 B -250 ° bis 343 ° BP - 2 597827;5601185 4 10

GE/e 4 - - - 0 0

Der Nachweis über die Zulässigkeit eines Vorhabens ist auf Grundlage von Abschnitt 5, Formel 6

oder 7, DIN 45691/2006-12 zu führen.

Die Gliederung nach § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BauNVO erfolgt gem. Abs. 2 dieser Vorschrift bebau-

ungsplanübergreifend. Das planexterne nicht kontingentierte Verweisungsgebiet im Stadtgebiet

Meiningen befindet sich in dem westlich angrenzenden B-Plan Gewerbegebiet Dreißigacker vom

28.04.2004.

In der Begründung sowie auf der Planzeichnung ist der Hinweis enthalten, dass es bereits ein

nicht kontingentiertes GE-Gebiet (Verweisungsgebiet) im Stadtgebiet Meiningen gibt. Hier wird

auf den westlich angrenzenden B-Plan Gewebegebiet Dreißigacker vom 28.04.2004 verwiesen.

Die nach § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Wohnungen sind im gesamten

Geltungsbereich des Bebauungsplans unzulässig (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO).

In der Öffentlichen Bekanntmachung (insbesondere in der Bekanntmachung der Satzung!) wird

darüber informiert, wo die Kontingentierungs-DIN 45691 für die Öffentlichkeit einsehbar ist:
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Die in Bezug genommenen technischen Vorschriften werden, bei der Verwaltungsstelle, bei der

der Bebauungsplan eingesehen werden kann, zur Einsicht bereitgehalten.

9. Bestehende Eigentumsverhältnisse

Aufstellung der Grundstücke, welche innerhalb des Bebauungsplanes liegen.

Flurstück
Gesamtfläche lt.
Kataster  in m²

Teilfläche innerhalb
B-Plan in m² Bemerkung Eigentümer

756/223 4.278,00 gesamt  ehem. Agrarkomplex privat
756/222 707,00 gesamt ehem. Agrarkomplex Stadt
756/224 11.904,00 gesamt ehem. Agrarkomplex privat

217 14.842,00 gesamt ehem. Agrarkomplex privat
216 11.957,00 gesamt Grüngürtel geplant, Koppel Stadt

715/1 5.687,00 gesamt Gewerbe, verkauft privat
715/3 5.411,00 gesamt Gewerbe, verkauft privat
715/5 5.435,00 gesamt Gewerbe geplant privat
715/6 5.600,00 gesamt Grüngürtel geplant Stadt
714/5 1.842,00 gesamt Grüngürtel geplant Stadt
714/4 2.026,00 gesamt Grüngürtel geplant Stadt
714/7 910,00 gesamt Grüngürtel geplant Stadt
714/6 955,00 gesamt Grüngürtel, Garten privat
714/2 1.911,00 gesamt Grüngürtel, Garten privat

756/225 484,00 gesamt Gewerbe, verkauft privat
756/229 428,00 gesamt Gewerbe geplant privat

766/3 3.586,00 1.279,00 Gleimershäuser Straße Stadt
720/17 77,00 77,00 Weg zu Holunderstrauch Stadt
718/9 37,00 37,00 Weg zu Holunderstrauch Stadt

720/18 20.905,00 811,00 Weg zu Holunderstrauch Stadt
718/6 4420,00 gesamt Erschließungsstraße neu Stadt

592/12 67,00 gesamt Erschließungsstraße neu Stadt
718/10 15.588,00 gesamt Gewerbe geplant Stadt
592/13 471,00 gesamt Gewerbe geplant Stadt
718/7 1.564,00 gesamt Gewerbe geplant Stadt

718/11 773,00 gesamt Leitungsrecht Stadt

592/14 24,00 gesamt Leitungsrecht Stadt

718/8 164,00 gesamt Leitungsrecht Stadt
718/12 13.430,00 8.497,00 Grüngürtel geplant Stadt
592/15 3.525,00 262,00 Grüngürtel geplant Stadt
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718/13 13.586,00 11.722,00 Gewerbe geplant Stadt
718/5 2.191,00 gesamt Gewerbe geplant Stadt

756/58 3.366,00 gesamt Gewerbe geplant privat
756/117 17.116,00 194,00 Berkeser Straße Stadt

718/4 32,00 32,00 Leitungsrecht Stadt
742/18 265,00 gesamt Gewerbe geplant Stadt
718/2 72,00 72,00 Berkeser Straße Stadt

742/21 3.148,00 1.884,00 Berkeser Straße Stadt
725/8 18.159,00 1.130,00 Berkeser Straße Stadt

740/94 1.605,00 27,00  neben Straße am Weiß-
bachtal Stadt

740/154 5.058,00 167,00 Straße am Weißbachtal Stadt

Vor Umsetzung des Bebauungsplanes wurden durch die Stadt Meiningen bodenordnende Maß-

nahmen durchgeführt, da Sie nicht Eigentümer aller Grundstücke im Plangebiet war. Dies wurde

bereits größtenteils umgesetzt, lediglich für das Flurstück 217 konnte dies bisher nicht erfolgen.

Als private Grünfläche verbleiben die Flurstücke 714/2 und 714/6 östlich des Grünzuges 8.1.2.

Die restlichen privaten Flächen im Geltungsbereich sind bereits als Gewerbeflächen veräußert.

10. Umweltverträglichkeit

Um die Eingriffe in Natur und Landschaft durch die Neuansiedlung von Gewerbe auf den ehema-

ligen landwirtschaftlichen Flächen zu minimieren bzw. zu kompensieren, sind umfangreiche grün-

ordnerische Maßnahmen erforderlich. Die Erarbeitung eines Grünordnungsplanes einschließlich

eines Umweltberichtes ist zwingend erforderlich und wurde vorgenommen.

Es wurde eine Bestandsaufnahme des Ist-Zustandes mit einer Bewertung durchgeführt, sowie

eine Gegenüberstellung (grünordnerische Bilanzierung entsprechend Eingriffsregelung) von Be-

stand und Planung vorgenommen.

Der Grünordnungsplan einschl. textlicher Erläuterungen und der entsprechenden Festsetzungen

ist Inhalt des Bebauungsplanes. Schwerpunkt der grünordnerischen Maßnahmen ist die Schaffung

eines großzügigen Grüngürtels zur konsequenten Trennung von Gewerbegebiet und bewohnter

Ortslage. Weiterhin werden auch Festsetzungen zu den privaten Grünflächen innerhalb der Bau-

flächen hinsichtlich Bemessung und Ausgestaltung definiert.

Als separate private Grünfläche werden die Flurstücke 714/2 und 714/6 östlich des Grünzuges

8.1.2 festgesetzt. Hier handelt es sich um das Wohngebiet „Holunderstrauch“ vorgelagerte Flä-

chen mit einer vorhandenen und beizubehaltenden gärtnerischen Nutzung. (2.874 m²) unter
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Ausschluss jeglicher Bebauung. Diese private Grünfläche gilt räumlich und funktional als Bestand-

teil des Grüngürtels zur Trennung von Gewerbegebiet und Wohngebiet.

Im Bebauungsplan bzw. der Öffentlichen Bekanntmachung werden die Flächen, die für Aus-

gleichs- und Ersatzmaßnahmen vorgesehen werden, in Flächengröße und Ausstattung bzw. durch

Festsetzungen definiert sowie in zeichnerischer Darstellung ausgewiesen. Sie gelten damit im

Geltungsbereich des Bebauungsplanes.

81 % der erforderlichen Ausgleichsflächen werden innerhalb des Plangebietes kompensiert. Hier-

bei sind die öffentlichen Grünflächen (Grüngürtel) Schwerpunkt. Der Beginn der Planung/Realisie-

rung der Grüngürtel hat unmittelbar nach Erlangung der Rechtskraft des Bebauungsplanes zu

erfolgen.

Die restlichen notwendigen Flächen, die für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen vorgesehen und

erforderlich sind (= 374.490 Wertpunkte), werden nach §135a Abs. 2 Satz 2 BauGB auf externen

Flächen umgesetzt und mit dem Ökokonto der Stadt Meiningen verrechnet. Mit Inkrafttreten des

B-Planes, sind die zum Ausgleich zugeordneten Maßnahmen aus dem Ökokonto abgebucht und

stehen nicht mehr anderweitig zur Verfügung.

Hierbei sind bodenfunktionsbezogenen Maßnahmen (z.B. Entsiegelungen, Beseitigung von Ver-

dichtungen, Rekultivierung von Brachflächen) umzusetzen, da Kompensationsmaßnahmen, wel-

che das Schutzgut Boden aufwerten, innerhalb des Geltungsbereiches nicht möglich sind, jedoch

die wichtigsten Eingriffstatbestände Flächenverlust und Flächenversiegelung vorrangig auf diese

Schutzgut einwirken.

Aufgrund der derzeitigen landwirtschaftlichen Nutzungen fallen große Mengen Oberbodenab-

träge an. Für die im Plangebiet neu zu begrünenden Flächen sind im Zuge der Erschließungs-

maßnahmen Lagerungsstellen für Oberboden außerhalb des B-Plangebietes einzuordnen und

für den Wiedereinbau vorzuhalten.

Der verbleibende Bodenüberschuss ist bevorzugt auf landwirtschaftlichen Flächen in der Umge-

bung aufzutragen oder/und für städtische Maßnahmen zu verwenden. Die rechtzeitige Einord-

nung von Lagerflächen (Mieten) und die Abklärung des Bedarfes an Einbauflächen sind durch

die Stadt Meiningen vorzunehmen. Dies ist dann umzusetzen, wenn konkrete Bauvorhaben in

Planung sind bzw. eine zeitliche Abfolge definiert werden kann.
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Für die Umsetzung der Bauvorhaben innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

ist eine archäologische Begleitung durch das Thüringer Landesamt für Denkmalpflege und Ar-

chäologie einschl. des Abschlusses einer Grabungsvereinbarung erforderlich. Dies ist im Zuge

der konkreten bzw. teilflächenbezogenen Genehmigungsverfahren durchzuführen.

Der Versiegelungsgrad des gesamten B-Plangebietes darf 80 % nicht überschreiten, mit den Fest-

setzungen des B-Planes (Grundflächenzahl, Anteil privater Grünflächen, öffentliche Grünflächen)

wird dieser Anforderung klar entsprochen.

11. Verkehrserschließung

Die das Gewerbegebiet begrenzenden bzw. durchquerenden öffentlichen Verkehrswege sind die

Berkeser Straße im Süden, die Herpfer Straße im Norden und außerdem innerhalb des Gewerbe-

gebietes die öffentlichen Verkehrswege Gleimershäuser bzw. Bettenhäuser Straße (der Übergang

der unterschiedlichen Namensgebung ein und desselben Straßenzuges befindet sich innerhalb

des Geltungsbereiches).

Hierbei soll eine Zufahrt in das Gewerbegebiet über die Herpfer Straße und die Gleimershäuser

bzw. Bettenhäuser Straße möglichst untergeordnet betrachtet werden, um den Altort Dreißigacker

nicht noch mehr zu belasten. Daher kommt der Erschließung über die Berkeser Straße (L 2626)

eine entscheidende Bedeutung zu.

Kreuzung Berkeser Straße

Die bestehende Einmündung der Straße „Am Weißbachtal“ (Erschließungsstraße für das Wohn-

gebiet „Dreißigacker Süd“) auf die Berkeser Straße soll als Kreuzung ausgebaut werden.

Es sind hierbei beidseitige Verbreiterungen auf der Berkeser Straße erforderlich, um den Platz für

die erforderlichen Querungshilfen zu schaffen. Bestehende Grundstücksgrenzen und der vorhan-

dene Rad-/Gehweg parallel der Berkeser Straße sollen unangetastet bleiben. Der vorhandene

Rad-/Gehweg wird im durch die Kreuzung unterbrochenen Bereich mit einer Linierung versehen.

Generell sollen in beiden Richtungen aus der Berkeser Straße kommende Fahrzeuge bis zur

Größe von Sattelschleppern unabhängig voneinander bzw. voreinander links abbiegen können.

Die Bushaltestellen im Kreuzungsbereich sind entsprechend den Standards für barrierefreie Stadt-

bushaltestellen zu realisieren, so dass die Voraussetzungen für eine ÖPNV-Förderung geschaffen

werden.
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Die vorgesehene Planungslösung beinhaltet, dass in beiden Richtungen auf der Berkeser Straße

eine deutliche Verschwenkung nur noch eines Fahrstreifens entlang jeweils einer Querungshilfe

erfolgt. Damit sind separate Aufstellbereiche für Linksabbieger nicht vorgesehen bzw. möglich,

da hierdurch der Effekt der Geschwindigkeitsreduzierung wieder erheblich herabgesetzt würde.

Die Planung ermöglicht eine kreuzungsnahe Einordnung der Bushaltestellen und insgesamt

kurze Wege für Fußgänger. An links abbiegenden Fahrzeugen (LKW) kann nicht mehr geradeaus

vorbeigefahren werden. Auch hinter dem haltenden Bus müssen alle nachfolgenden Fahrzeuge

warten.

Ein ca. 190 m langer Abschnitt der Berkeser Straße ist von den erforderlichen Umbauarbeiten

betroffen.

Erschließungsstraße

Die neue Erschließungsstraße beginnt an der Berkeser Straße und wird ca. 70 m in nördlicher

Richtung geführt, danach biegt sie links (westlich) ab und verläuft nach einer langgezogenen

Rechtskurve entlang der derzeitigen Grenze des Gewerbegebietes Dreißigacker. Sie endet nach

insgesamt. 341 m mit einem Wendekreis (Bemessung Lastzug).  Die Erschließungsstraße wird

im grundhaften Ausbau mit einer Straßenbreite von 6,50 m (zuzüglich erforderlicher Kurvenver-

breiterungen) in der Belastungsklasse 1,8 dimensioniert. Weiterhin wird entlang der Erschlie-

ßungsstraße einseitig ein Gehweg von 1,50 m Breite vorgesehen. Die Straße soll zusätzlich auch

die teilweisen bisher nicht bebauten Flächen des vorhandenen Gewerbegebietes von der West-

seite erschließen.

Die Fahrbahn soll aufgrund der nicht feststehenden Lage der späteren Grundstückzufahrten beid-

seitig mit Rundborden abgegrenzt werden.

Der Gehweg entlang der Erschließungsstraße auf der westlichen Seite soll gepflastert werden und

ist mit einem überfahrbaren Befestigungsaufbau zu versehen. Die Gehwegführung auf der West-

seite der Erschließungsstraße wurde deshalb ausgewiesen, da hierdurch eine kürzere und logi-

schere Anbindung zur Querungshilfe an der Berkeser Straße besteht und die Führung entlang der

Ausrundung am Wendekreis (Ostseite) aus Sicherheitsgründen abzulehnen ist.

Wirtschaftsweg

Eine separater bzw. dauerhaft zu sichernder Wirtschaftsweg (gleichzeitige Funktion als Rad-

/Gehwegverbindung) führt in 4,0 m Breite von der neuen Erschließungsstraße ab Wendekreis

zum Wohngebiet „Am Holunderstrauch“ entsprechend der vorhandenen Wegeparzelle.
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Die Möglichkeit  einer Zufahrt zum Parkplatz TEGUT  (einschl. Anlieferung) wird an der Westseite

des Parkplatzes an die neue Erschließungsstraße geschaffen, die vorhandene Zufahrt von der

Berkeser Straße wird beibehalten. Das gleiche gilt für die Zufahrt für den vorhabenbezogenen

Bebauungsplan Nr. 12 „Wohn- und Geschäftshaus an der Berkeser Straße“.

Für die Gewerbefläche GE/e 4 erfolgt die Zufahrt über die Erschließungsstraße unmittelbar nach

dem Gelände des TEGUT Marktes.

Zufahrten GE/e 1

Die Zufahrten erfolgen über die Gleimershäuser Straße, indem die für diesen Zweck bereits be-

stehenden 2 Stück Zufahrten beibehalten werden. Darüber hinaus sind die 2 Stück bestehenden,

unmittelbar nebeneinander liegenden Zufahrten für die Flurstücke 756/223 und 217 von der Her-

pfer Straße weiter zu nutzen.

Gleimershäuser bzw. Bettenhäuser Straße

Eine Weiterführung der Gleimershäuser bzw. Bettenhäuser Straße in Richtung der Ortslage Drei-

ßigacker mit separatem Gehweg, Grünstreifen und Straße (5,5 m) wie im Gewerbegebiet wird

nicht vorgenommen. Der bereits bebaute Teil der Gewerbefläche GE/e 2.2 ist zufahrttechnisch

beizubehalten.

Der Durchgangsverkehr innerhalb der Ortslage soll nicht gefördert werden. Daher wird ein ver-

änderter Straßenraum mit einer 5,00 m breiten Fahrbahn und einem 1,5 m breiten Gehweg an-

geordnet. Der Gehweg wird auf der Südseite der Bettenhäuser Straße platziert, da so ein direkter

Anschluss an den Gehweg im vorhandenen Gewerbegebiet bzw. an das Wohngebiet Holunder-

strauch möglich ist. Alternativ zu dieser Aufteilung des Straßenraumes ist auch eine 6,50 m breite

Mischverkehrsfläche möglich.

12. Erschließung

Die Haupterschließungstrassen sind im Bebauungsplan als Leitungsrechte eingetragen, sofern sie

außerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen liegen.

12.1 Wasserversorgung

Trinkwasser

Zur trinkwasserseitigen Erschließung der Teilflächen GE/e 2.1, GE/e 3 und GE/e 4 wird im Be-

reich der geplanten Erschließungsstraße eine TW-Leitung da 110 PE bis zur Höhe der
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Wendeschleife verlegt. Ausführung der Rohrleitung als Endstrang mit Anordnung eines Unter-

flurhydranten am Ausbauende. Das noch unbebaute Grundstück der Teilfläche GE/e 2.2 soll

ebenfalls über vorgenannten Endstrang versorgt werden.

Weitere Teilflächen innerhalb des GE/e 4 können nur über das im Bebauungsplan eingetragenen

Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes mit Trinkwasser versorgt werden. Zur Sicherung der Leitungs-

trasse ist die Eintragung einer Dienstbarkeit zugunsten der Stadtwerke Meiningen erforderlich.

Die Versorgung der äußeren Grundstücke der Teilfläche GE/e 1 kann von den bestehenden

Trinkwasserleitungen in der Gleimershäuser Straße bzw. Bettenhäuser Straße oder von der Her-

pfer Straße realisiert werden.

Es ist vorgesehen, dass im Bereich der neuen Erschließungsstraßen die Hausanschlussleitungen

für Trinkwasser zu den einzelnen Grundstücken vorverlegt werden.

Löschwasserversorgung

Die Bereitstellung der Löschwassermengen für den Grundschutz erfolgt durch die Stadtwerke

Meiningen GmbH gemäß DVGW-Arbeitsblatt W 405.  Die Anordnung der Überflurhydranten und

Unterflurhydranten erfolgt gemäß DVGW-Arbeitsblatt W 400-1.

Für das gesamte Gebiet kann nur eine Teilabsicherung des Löschwasserbedarfs von 96 m³ für

die Löschzeit von 1 h gewährleistet werden. Der Löschwasserbedarf für die 2. Stunde ist vom

Grundstückseigentümer abzusichern. Für den Objektschutz ist ebenfalls der Grundstückseigen-

tümer verantwortlich.

Feuerlösch- und Brandschutzanlagen nach DIN 1988-600 dürfen erst nach Zustimmung der

Stadtwerke Meiningen GmbH an das öffentliche Trinkwassernetz angeschlossen werden.

Die Zufahrten sind entsprechend DIN 14090 zu gewährleisten. Aufstell- und Bewegungsflächen

für Feuerwehr und Rettungsfahrzeuge sind im ruhenden Verkehrsraum zu schaffen bzw. vorzu-

halten. Erschließungsstraßen sind so auszulegen, dass sie durch Fahrzeuge mit einer Verkehrs-

last von 10 t befahren werden können.

12.2 Abwasser

Separat durchgeführte Baugrunduntersuchungen haben ergeben, dass Versickerungen inner-

halb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes nicht möglich sind.

Die daher geplante Entwässerung des Gewerbegebietes Dreißigacker Ost im Mischsystem

wurde bereits in der Aktualisierung des Generalentwässerungsplanes Dreißigacker berücksich-

tigt. Die gestattete Einleitmenge aus dem RÜB X Berkeser Straße von 3,487 m³/s in Richtung

Weißbach wird durch die Umsetzung des Gewerbegebietes Dreißigacker Ost nicht überschritten.
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1) Die Grundstücke im Umgriff des B-Planes sind abwassertechnisch erschlossen bzw. sind ab-

wassertechnisch erschließbar. Im Plangebiet ist ein modifiziertes Mischsystem auszuführen. Da-

bei erfolgt eine direkte Ableitung des Schmutzwassers. Das anfallende Oberflächenwasser der

angeschlossenen und versiegelten Flächen wird nach einer RW-Teilretentionsanlage zeitverzö-

gert über den gemeinsamen Übergabe-/Kontrollschacht in die öffentliche Mischwasser-Kanalisa-

tion eingeleitet. Im vorliegenden Planentwurf zum B-Plan mit Stand März 2023 ist nachrichtlich der

Bestand Abwasser sowie die geplanten Entwässerungseinrichtungen der öffentlichen Kanalisation

dargestellt. Die Leitungsrechte dieser Trassen sind festzusetzen, damit die öffentliche Abwas-

serableitung mit den Optionen einer Erweiterung im Sinne eines Leitungsrechtes dinglich gesichert

werden kann.

Eine mögliche weitere Unterteilung der GE-Flächen mit Auswirkungen auf die Entwässerbarkeit

und Anschluss der geteilten Grundstücke an die öffentliche Kanalisation ist derzeitig nicht Gegen-

stand der Betrachtung und ist rechtzeitig mit dem Abwasserbetrieb abzustimmen. Als Grundvo-

raussetzung für die geordnete Ableitung des anfallenden Abwassers ist der Bau und Errichtung

des neuen Mischwasser-Sammlers in der Gleimershäuser-/Bettenhäuser Straße von der Einfahrt

NAHRSTEDT bis zum Ortskern/“Obere Linde“. Die Rekonstruktion des Sammlers ist vorbehaltlich

der Einordnung in den Wirtschaftsplan einschl. Bestätigung mit Abschluss des Jahres 2024 ge-

plant. Eine vorzeitige Belegung der GE-Flächen GE 1A und GE 1B sowie GE 2.2A und GE 2.2B

mit Abwasseranfall ist deshalb vorher nicht möglich. Die GE-Flächen GE 2.1, GE 3 und GE 4 sind

bereits an ein neues Entwässerungssystem zur Berkeser Straße angeschlossen. Hier erfolgte

schon eine Vorverlegung von Mischwasser-Grundstücksanschlüssen.

2) Schmutzwasser:
Das anfallende Schmutzwasser ist über ein getrenntes Grundleitungssystem mit Umlenkschäch-

ten zu sammeln und bis zu dem zentralen Übergabe-/Kontrollschacht an der Grundstücksgrenze

zusammenzuführen. Dort erfolgt der Anschluss an die öffentliche Mischwasser-Kanalisation.

3) Regenwasser:
Das anfallende Regenwasser der befestigten Dach- und Hofflächen ist über ein getrenntes Grund-

leitungssystem mit Umlenkschächten zu sammeln und auf dem Grundstück in einer spezifischen

Regenwasser-Teilretentionsanlage zwischen zu speichern. Die Anlage ist nach DWA-A117 (Be-

messung von Regenrückhalteräumen) zu bemessen. Der Drosselabfluss kann bis zu 5 l/s * ha

betragen. Damit wird eine zeitverzögerte Einleitung des Oberflächenwassers vor Übergabe in die

Kanalisation gewährleistet. Die Anlage hat einen geringer dimensionierten  dauerhaften Drossel-

abfluss und einen ausreichend dimensionierten Notüberlauf zur gefahrlosen Ableitung bei
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Vollfüllung. Der Anschluss der Regenwasser-Teilretentionsanlage erfolgt an den gemeinsamen

Übergabe-/Kontrollschacht an der Grundstücksgrenze zur Weiterleitung in die öffentliche Kanali-

sation. Das anfallende Regenwasser von sonstigen Stellflächen bzw. versiegelten Kleinflächen ist

vorzugsweise nicht mit an das Regenwasser-Grundleitungssystem anzuschließen, sondern es ist

breitflächig unter Nutzung der oberen Bodenzone ortsnah zu versickern. Dazu sind entsprechende

Grünflächen zu planen. Ziel ist eine weitgehende Entsieglung der Grundstücksflächen.

Bei der Ableitung des Niederschlagswassers ist § 37 ThürNrG (Thüringer Nachbarrechtsgesetz)

zu beachten. Die baulichen Anlagen sind so einrichten, dass Niederschlagswasser nicht auf das

Nachbargrundstück tropft, auf dieses abgeleitet wird oder übertritt. Dies gilt auch für den öffentli-

chen Bereich. An den Zufahrten bzw. Zuwegungen zum Grundstück sind im Bedarfsfall geeignete

Entwässerungsrinnen anzuordnen und in die Versickerungsanlage bzw. Grünflächen abzuführen.

Für die Bemessung des Niederschlagswasseranfalls der Flächen ist nach Abstimmung mit der

UWB für Meiningen eine Regenspende nach KOSTRA DWD 2023 RN(15;1) = 118,9 l/s * ha an-

zusetzen.

Für die Bemessung der Grundstücksentwässerungsanlage einschl. Überflutungsnachweis gilt DIN

1986-100 mit den entsprechenden Bemessungsansätzen.

4) Verkehrsflächen:

Die Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers der Verkehrsflächen der inneren Erschließung

erfolgt im Mulden-Rigolen-System. Die Entwässerung erfolgt links und rechtsseitig des Straßen-

raumes in versickerungsfähige Entwässerungsmulden. Diese leiten nach Ausschöpfung der Ver-

sickerungskapazitäten das überstehende Oberflächenwasser in Muldeneinläufe, welche mit einer

Stichhöhe von ca. 20 cm über dem tiefsten Punkt der Mulde angeordnet sind. Die Ableitung erfolgt

dann über die RW-Teilretentionsanlage und Übergabe-/ Kontrollschacht in den öffentl. Mischwas-

serkanal.

5) Die Entwässerung der einzelnen befestigten Flächen und Parkflächen ist nachzuweisen und in

einer Entwässerungsplanung gemäß § 10 EWS (Entwässerungssatzung) darzustellen.

6) Die Rückstauebenen der öffentlichen Kanalisation ist zu beachten. Im Bedarfsfall sind geeignete

Rückstausicherungen durch den Grundstückseigentümer vorzusehen. Bei Erfordernis einer Ab-

wasserhebeanlage ist die Druckleitung mit einer Abwasserschleife höher als 30 cm über der Rück-

stauebene auszuführen und über einen Tangential-Druckentspannungsschacht an den Übergabe-

/Kontrollschacht Schmutzwasser des Grundstückes anzuschließen.
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7) Der Versieglungsgrad der Grundstücke darf gemäß GEP max. 80 % betragen und ist nachzu-

weisen.

12.3 Gasversorgung

Die Versorgung des Gewerbegebietes Ost mit Gas wird über eine neu zu verlegende MD Gaslei-

tung da 110 PE realisiert.

Die Einbindung in den Rohrleitungsbestand im Bereich Berkeser Straße erfolgt durch Anschluss

an den bereits vorverlegten Rohrleitungsabschnitt da 110 PE.

Die neue Gasleitung wird im Bereich der neuen Erschließungsstraße des Gewerbegebietes bis

zur Höhe der geplanten Wendeschleife verlegt. Im weiteren Verlauf wird die Gasleitung über den

Weg zwischen der Teilfläche GE/e 2.2 und GE/e 2.1 und dem Grünstreifen, unterhalb der Teilflä-

che GE/e 2.2, bis zur Gleimershäuser bzw. Bettenhäuser Straße geführt. Hier erfolgt die Einbin-

dung in den Leitungsbestand da 150/125 PE.

Die Versorgung der äußeren Grundstücke der Teilfläche GE/e 1 soll von der bestehenden Mittel-

druckgasleitung in der Gleimershäuser bzw. Bettenhäuser Straße oder von der Herpfer Straße

realisiert werden. Eventuell innerhalb der Fläche GE/e 1 liegende Grundstücke müssen über die

geplante Erschließungsstraße mit Erdgas versorgt werden.

Die Zuleitung an die Fläche GE/e 4 muss innerhalb des im Bebauungsplan eingetragenen Geh-,

Fahr- und Leitungsrechtes erfolgen. Zur Sicherung der Leitungstrasse ist die Eintragung einer

Dienstbarkeit zugunsten der Stadtwerke Meiningen erforderlich.

Die entlang der Bettenhäuser Straße und der Herpfer Straße geplanten Baumstandorte tangieren

die bestehenden Mitteldruck-Gasleitungen. Die geplanten Baumstandorte sind mit einem Min-

destabstand von 2,50 m zu den Leitungen zu errichten. Hierbei sind Wurzelschutzmaßnahmen

erforderlich.

Es ist vorgesehen, dass im Bereich der neuen Erschließungsstraßen die Hausanschlussleitungen

für Gas zu den einzelnen Grundstücken vorverlegt werden. Im Ausbauabschnitt der Gasleitung

innerhalb unbefestigter Flächen erfolgt keine Vorverlegung von Hausanschlussleitungen.

12.4 MS- und NS- Versorgung

Abhängig vom Leistungsbedarf der anzusiedelnden Gewerbe soll die Versorgung aus dem Mit-

telspannungsnetz erfolgen. Das bedeutet, dass keine Trafostationen auf öffentlichen Flächen er-

richtet werden müssen. Die noch erforderlichen Trassierungen für die Versorgung mit Elektroener-

gie werden vorzugsweise im Gehwegbereich der Erschließungsstraße realisiert.
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Im Ausbaubereich des Gewerbegebietes Dreißigacker Ost wurde bereits eine Kabeltrasse MS,

NS und Steuerkabel verlegt. Nach Vorlage der Planungsunterlagen zur Einteilung der GE-Flä-

chen und zur Lage der neuen Erschließungsstraße wurde festgestellt, dass die Kabeltrasse über

die Teilfläche GE/e 3 verläuft und sich im weiteren Verlauf im Straßenkörper der geplanten Er-

schließungsstraße befindet.

Die vorgenannte Kabeltrasse ist im Bereich zwischen dem Knoten Berkeser Straße/ Erschlie-

ßungsstraße bis zum südlichem Ausbauende GE/e 2.2 umzuverlegen. Danach verbleibt sie durch

ein festzusetzendes Leitungsrecht im nicht bebaubaren westlichen Randstreifen der Gewerbeflä-

che GE/e 2.2.

Die Neuverlegung erfolgt vom Knoten Berkeser Straße bis oberhalb der Wendeschleife im

Bereich des geplanten Gehweges (westliche Straßenseite). Die weiterführende Kabeltrasse

entlang des Weges zwischen den Teilflächen GE/e 2.1 und GE/e 2.2 sowie im Grünstreifen un-

terhalb der GE/e 2.2 bis zur Gleimershäuser bzw. Bettenhäuser Straße wird beibehalten.

Die Erschließung der Gewerbefläche GE/e 4 wird über den nicht bebaubaren südlichen Rand-

streifen der Gewerbefläche GE/e 4 realisiert, hier ist ein Leitungsrecht festzusetzen.

Die Teilfläche GE/e 1 kann energietechnisch sowohl über die Gleimershäuser bzw. Bettenhäuser

Straße als auch über die Herpfer Straße durch die vorhandenen Anlagen versorgt werden. Im

Bereich der Baumpflanzungen in der Herpfer Straße ist ein Sicherheitsabstand von 2 m zur Lei-

tungstrasse zu beachten oder Maßnahmen zum Wurzelschutz zu ergreifen.

12.5 Telekommunikation

Die Telekommunikationsunternehmen Telekom und Vodafon /Kabel Deutschland wurden über die

beabsichtigte Erschließung neuer Gewerbeflächen informiert. Den Telekommunikationsunterneh-

men wird im Zuge der Umsetzung des Gewerbegebietes die Möglichkeit gegeben, entsprechend

dem Bedarf sich an der Erschließung zu beteiligen. In diesem Zusammenhang werden vorberei-

tend entsprechend Kommunikationsgesetz im Zuge der Erschließungsarbeiten durch die Stadt

Meiningen entsprechende Leerrohre eingeordnet.

Die Thüringer Netkom betreibt ein LWL Kabel für das Unternehmen ADVA. Das Kabel muss aus

dem südlichen Bereich der GE/e 2.1 in die Erschließungsstraße umverlegt bzw. verlängert werden.

Auch im Bereich der westlichen Grenze des Gewerbegebietes entlang der Erschließungsstraße

ist eine Umverlegung in den Gehwegbereich erforderlich.

13.  Belange der Landwirtschaft
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Hier sind nachfolgende Punkte zu beachten, um eine geordnete Beendigung der derzeitigen land-

wirtschaftlichen Nutzungen zu erzielen.

1. Die Bewirtschafter der Flächen sind rechtzeitig über das geplante Vorhaben zu informieren, da

Veränderungen an den Feldblöcken beim TLLLR, Referat 56- Agrarförderzentrum Südwest-thü-

ringen- anzuzeigen und somit Rückforderungen im Rahmen der Antragstellung zur EU-Agrarför-

derung für landwirtschaftliche Flächen vermieden werden. Die Frist für die Antragstellung endet

am 15.05. eines jeden Jahres.

2. Bei einer vorzeitigen Pachtaufhebung ist dem Pächter (Bewirtschafter) eine den gesetzlichen

Bestimmungen entsprechende Pachtaufhebungsentschädigung zu entrichten.

3. Baubeginn und Bauende ist mit dem Bewirtschafter/ Pächter der Fläche frühzeitig abzustimmen.

4. Während der Baumaßnahme ist zu gewährleisten, dass die angrenzenden landwirtschaftlichen

Nutzflächen nicht für die Lagerung von Baumaterial genutzt werden.

5. Die Erreichbarkeit (Zuwegung) der landwirtschaftlichen Nutzflächen ist jederzeit sicherzustellen.

6. Die im Kapitel 8- Umweltverträglichkeit- beschrieben Festlegungen zu den Ausgleichs- und Er-

satzmaßnahmen sowie den bodenfunktionsbezogenen Maßnahmen und dem Umgang mit

dem Oberboden sind umzusetzen. Eine Lagerung des Oberbodens außerhalb des Plangebietes

auf landwirtschaftlichen Flächen sollte vermieden werden.

Dreßler
Bearbeiter sthp


